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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Getreidegesetzes 

— Drucksache 2716 — 


A. Bericht des Abgeordneten Logemann 


i. 

Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in erster 
Lesung am 4. Mai 1961 dem Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten federführend so- 
wie dem Haushaltsausschuß, dem Außenhandels- 
ausschuß und dem Rechtsausschuß mitberatend über- 
wiesen. Ihm liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

Infolge der ständig steigenden Getreideerzeugung 
und des rückläufigen Verbrauchs von Brotgetreide 
muß die Einfuhr- und Vorratsstelle (EVSt) in zuneh- 
mendem Umfang Getreide inländischer Erzeugung im 
Rahmen ihrer gesetzlichen Interventionspflicht zur 
Sicherung des Mindestpreises in die Bundesreserve 
übernehmen. Im vergangenen Jahr erhöhte sich die 
Interventionsmenge wegen der ungünstigen Ernte- 
witterung auf etwa 2,3 Millionen t. Diese inter- 
venierten Getreidebestände müssen beschleunigt 
wieder dem Markt zugeführt werden, um die Läger 
der EVSt-G für die Aufgaben des neuen Erntejahres 
freizumachen und die EVSt somit aktionsfähig zu 
erhalten. Als geeignetes Mittel, die überhöhten Be- 
stände der Bundesreserve abzubauen, bietet sich das 
schon in den vergangenen Jahren von der EVSt 
wiederholt angewendete Verfahren an, die Einfuhr 
von ausländischem Getreide von der Abnahme einer 
bestimmten Menge von Getreide aus der Bundes- 
reserve abhängig zu machen. 

Durch unterschiedliche Rechtsprechung sind in 
letzter Zeit Zweifel darüber entstanden, ob das 
Getreidegesetz in der z. Z. gültigen Fassung ein 
solches Verfahren zuläßt. Dieser Rechtsunsicherheit, 
durch die die Funktionsfähigkeit der EVSt weit- 
gehend beeinträchtigt wird, soll für die Zukunft 
durch den vorliegenden Gesetzentwurf abgeholfen 


und der EVSt wieder ermöglicht werden, die Auf- 
i gaben zu erfüllen, die im Interesse der Allgemein- 
! heit vordringlich erscheinen. 

II. 

Der Gesetzentwurf sieht im einzelnen vor, daß 
durch Änderung und Ergänzung des § 8 des Ge- 
treidegesetzes in Artikel 1 Nr. 1 die Übernahme von 
j Getreide davon abhängig gemacht werden kann, 

| daß der Einführer in angemessenem Umfang Ge- 
treide aus der Bundesreserve abgenommen hat, das 
! im wesentlichen für denselben Verwendungszweck 
geeignet ist wie das einzuführende Getreide. Glei- 
chermaßen soll die Übernahme von eingeführtem 
Getreide davon abhängig gemacht werden können, 
j daß entsprechendes Getreide oder im wesentlichen 
I aus Getreide hergestellte Erzeugnisse ausgeführt 
worden sind. Die letztgenannte Regelung wird im 
I Einvernehmen mit den beteiligten Wirtschaftskrei- 
j sen bereits seit längerer Zeit gehandhabt. Artikel 1 
Nr. 2 bestimmt, daß die EVSt Getreide verschie- 
dener Art und Güte aus der Bundesreserve in ange- 
messenem Verhältnis zueinander abgeben darf. Die 
verbandlich abgegebenen Getreidearten müssen je- 
doch im wesentlichen für denselben Verwendungs- 
zweck geeignet sein. 

III. 

In den eingehenden Beratungen der Ausschüsse 
| wurde insbesondere auch geprüft, ob der mit dem 
Gesetzentwurf verfolgte Zweck nicht mit anderen 
Mitteln besser erreicht werden kann. Die Ausschüsse 
kamen jedoch bei ihren Beratungen zu dem Ergeb- 
nis, daß das in dem Gesetzentwurf vorgesehene 
Verfahren das wirksamste und zweckmäßigste Mit- 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2909 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


tel zum Abbau der überhöhten Interventionsbestände 
darstellt und daß auf dieses Verfahren wegen der 
Größe der Interventionsbestände neben der Anwen- 
dung anderer geeigneter Mittel nicht verzichtet wer- 
den kann. Zu anderen in Betracht kommenden Mög- 
lichkeiten, die überhöhten Interventionsbestände 
abzubauen und wieder einer Verwendung zuzufüh- 
ren, wurde folgendes festgestellt: 

Ein Export der Getreideüberschüsse ist nur in 
begrenztem Umfang möglich, weil dafür erhebliche 
Haushaltsmittel erforderlich sind und auch der Welt- 
markt für deutsche Getreideexporte nicht in dem 
Umfang aufnahmefähig ist, in dem die Interventions- 
bestände abgebaut werden müssen. Gegen eine 
wirksame Erhöhung der Preise für eingeführtes Ge- 
treide, durch die eine bessere Wettbewerbslage für 
das Interventionsgetreide geschaffen werden könnte, 
wurden wirtschafts- und preispolitische Bedenken 
geltend gemacht. Eine Einfuhrsperre für auslän- 


disches Getreide wiederum würde die gleichzeitige 
kontinuierliche Marktversorgung mit inländischem 
und ausländischem Getreide unterbrechen und zu 
nicht vertretbaren Preisverzerrungen führen; außer- 
dem wurden handelspolitische Bedenken gegen eine 
Einfuhrsperre erhoben. Zugunsten des mit dem Ge- 
setzentwurf vorgesehenen Verfahrens wurde vor 
allem noch darauf hingewiesen, daß hierdurch die 
Landwirtschaft selbst als Verbraucher beim Abbau 
der Interventionsbestände aus der Bundesreserve 
mit herangezogen wird. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, der Haushaltsausschuß und der Außenhan- 
delsausschuß haben dem Entwurf zugestimmt; der 
Rechtsausschuß hat beschlossen, gegen den Entwurf 
keine Bedenken zu erheben, und zwar weder in ver- 
fassungsrechtlicher noch in verfassungspolitischer 
und auch nicht in sonstiger rechtspolitischer Hin- 
sicht. 


Bonn, den 23. Juni 1961 


Logemann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2716 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 16. Juni 1961 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Logemann 

Berichterstatter 



